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Kapitel 1 

Einleitung 

A.  Problemstellung und Begrenzung des Themas 
A. Problemstellung 
Das Internationale Firmenrecht führt im Fragenkomplex der grenzüberschrei-
tenden Mobilität von Gesellschaften ein Schattendasein. Im Fokus der kollisi-
onsrechtlichen Literatur steht hier seit über einem Jahrzehnt das Internationale 
Gesellschaftsrecht. Regelmäßig wird das Internationale Firmenrecht in der kol-
lisionsrechtlichen Literatur dann auch am Rande des weiten Problemfeldes des 
Internationalen Gesellschaftsrechts behandelt.1 Dies ist aufgrund der fakti-
schen Verknüpfung des Internationalen Firmenrechts mit der Eintragung eines 
(ausländischen) Kaufmanns in das Handelsregister durchaus sachgerecht. Dar-
über hinaus wird das Internationale Firmenrecht weitgehend auch normativ 
dem Gesellschaftskollisionsrecht zugeordnet und dem Gesellschaftsstatut un-
terstellt.2 Dem folgt auch die deutsche Rechtsprechung.3 Die zu Beginn formu-
lierte Abtrennung des Internationalen Firmenrechts vom Gesellschaftskollisi-
onsrecht mag deshalb unter Zugrundelegung der doch recht gefestigten Recht-
sprechung und Literatur verwundern. Dieses Anknüpfungsergebnis ist indes 
nicht so zwingend, wie es die Zahl der befürwortenden Stimmen erscheinen 
lässt. 

Das bisherige Schattendasein des Firmenkollisionsrechts mag zwar mit sei-
ner geringeren praktischen Relevanz zu begründen sein. So kommt es in tat-
sächlicher Hinsicht, anders als im Kern des Gesellschaftskollisionsrechts, nicht 
in jedem Fall einer Gründung einer Zweigniederlassung oder Tochtergesell-
schaft durch eine Auslandsgesellschaft zu einer materiellrechtlichen Konflikt-
lage zwischen den möglicherweise anwendbaren Rechtsordnungen, durch die 
eine positive Entscheidung über das anzuwendende Firmenbildungsrecht er-
forderlich wird. Der Komplexität der Fragestellung wird die bisherige Behand-
lung indes kaum gerecht. Die Schwierigkeit des Firmenkollisionsrechts liegt 
im Wesentlichen in zwei Aspekten begründet: Zum einen ist das Firmenbil-
dungsrecht in besonderem Maße durch seine ordnungsrechtliche Funktion ge-
prägt, die es auch im Rahmen des Verweisungsrechts zu berücksichtigen gilt. 

                                                           
1 Siehe statt vieler Bamberger/Roth/Mäsch, BGB, Anh II Art. 12 EGBGB Rn. 73; No-

mosKomm/Hoffmann, BGB, Bd. 1, Anh. Art. 12 EGBGB Rn. 21. 
2 Vgl. unten S. 129 ff. 
3 Vgl. unten Fn. 20. 


